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Auszug aus dem Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen und über gegenseitige Amts- und 

Rechtshilfe auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

sowie der Gewerbesteuern und der Grundsteuern  

geändert durch das Revisionsprotokoll vom 9. Juni 1969 (BGBl. II S. 719),  

durch das Zusatzabkommen vom 28. September 1989 (BGBl. II S. 772),  

durch das Zusatzabkommen vom 21. Dezember 2001 (BGBl. II S.2372) 

und geändert durch das Zusatzabkommen vom 31. März 2015 (BGBl. II S.1332) 

Downloads/Quellen: 

http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informatio

nen/Laender_A_Z/Frankreich/1961-04-22-frankreich-Abkommen-DBA.html;jsessionid=4EA8C9DC487901380CB2CAB4FB001C59 

 

[…] 

Artikel 13 

(1) Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit können vorbehaltlich der Vorschriften der nachstehenden Ab-
sätze nur in dem Vertragstaate besteuert werden, in dem die persönliche Tätigkeit, aus der die Einkünfte 
herrühren, ausgeübt wird. Als Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit gelten insbesondere Gehälter, Besol-
dungen, Löhne, Gratifikationen oder sonstige Bezüge sowie alle ähnlichen Vorteile, die von anderen als den 
in Artikel 14 bezeichneten Personen gezahlt oder gewährt werden.  

(2) Entgelte für eine Tätigkeit, die an Bord eines Schiffes oder Luftfahrzeuges im internationalen Verkehr 
oder an Bord eines der Binnenschiffahrt dienenden Schiffes ausgeübt wird, können nur in dem Vertragstaate 
besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 
Erhebt dieser Staat keine Steuer von diesen Entgelten, so können sie in dem Vertragstaate besteuert 
werden, in dem die Bezugsberechtigten ansässig sind.  

(3) Absatz (1) gilt nicht für die in einem der Vertragstaaten ansässigen Studenten, die gegen Entgelt bei 
einem Unternehmen des anderen Vertragstaates nicht länger als 183 Tage in einem Kalenderjahr beschäf-
tigt werden, um die notwendige praktische Ausbildung zu erhalten. Die Einkünfte aus dieser Tätigkeit können 
nur in dem Staate besteuert werden, in dem der Student ansässig ist.  

(4) [Zusatzabkommen vom 28.9.1989] Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, 
nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn  

1. der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage während des 
betreffenden Steuerjahrs aufhält und  

2. die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im 
anderen Staat ansässig ist, und  

3. die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die der 
Arbeitgeber im anderen Staat hat.  
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(5) [Zusatzabkommen vom 28.9.1989]  

a. [Zusatzabkommen 31.03.2015] Ungeachtet der Absätze 1, 3 und 4 können Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit von Personen, die im Grenzgebiet eines Vertragsstaats arbeiten und ihre 
ständige Wohnstätte, zu der sie in der Regel jeden Tag zurückkehren, im Grenzgebiet des anderen 
Vertragsstaats haben („Grenzgänger“), nur in diesem anderen Staat besteuert werden;  

b. [Zusatzabkommen vom 28.9.1989] das Grenzgebiet jedes Vertragsstaats umfaßt die Gemeinden, 
deren Gebiet ganz oder teilweise höchstens 20 km von der Grenze entfernt liegt;  

c. [Zusatzabkommen vom 28.9.1989] die Regelung nach Buchstabe a gilt auch für alle Personen, die 
ihre ständige Wohnstätte in den französischen Grenzdepartements haben und in deutschen 
Gemeinden arbeiten, deren Gebiet ganz oder teilweise höchstens 30 km von der Grenze entfernt 
liegt.  

(6) [Zusatzabkommen vom 28.9.1989] Ungeachtet der Absätze 1 bis 4 können Vergütungen, die ein in 
einem Vertragsstaat ansässiger Arbeitnehmer auf Grund einer unselbständigen Arbeit erhält, die er im 
anderen Vertragsstaat im Rahmen eines Vertrags mit einem Arbeitnehmerverleiher ausübt, im anderen 
Staat besteuert werden. Diese Vergütungen können auch in dem Staat besteuert werden, in dem der 
Arbeitnehmer ansässig ist. Die Vertragsstaaten können die Zahlung der auf diese Vergütungen entfallenden 
Steuer nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts vom Verleiher oder vom Entleiher verlangen oder sie 
dafür haftbar machen.  

(7) [Zusatzabkommen vom 28.9.1989] Im Sinne dieses Artikels umfaßt der Ausdruck „unselbständige Arbeit“ 
insbesondere die in einer der Körperschaftsteuer unterliegenden Gesellschaft ausgeübten Leitungs- und 
Geschäftsführungsaufgaben.  

(8) [Zusatzabkommen 31.03.2015] Ruhegehälter, Renten (einschließlich Bezügen aus der gesetzlichen 
Sozialversicherung) und ähnliche Vergütungen können nur in dem Staat besteuert werden, in dem der 
Begünstigte ansässig ist.  

 

[Zusatzabkommen 31.03.2015] Artikel 13a 

(1) Der nach Artikel 13 Absatz 5 zur Besteuerung der Vergütungen berechtigte Staat zahlt dem Staat, in dem 
die nichtselbständige Arbeit ausgeübt wird, eine Entschädigung in Höhe eines Teils der aufgrund der 
Sitzlandbesteuerung der Grenzgänger erhobenen Steuer vom Einkommen aus dieser nichtselbständigen 
Arbeit. Diese Entschädigung wird auf 1,5 vom Hundert der gesamten Bruttojahresvergütungen der 
Grenzgänger festgelegt. 

(2) Der Ausdruck „Bruttojahresvergütungen“ im Sinne des Absatzes 1 bedeutet alle Einnahmen in bar oder 
in Sachleistungen aus einer vollständig oder teilweise für eine andere Person ausgeübten Tätigkeit, 
einschließlich gesetzlicher oder vereinbarter Bezüge, zum Beispiel Kindergeld von einem Arbeitgeber oder 
einer Familienkasse, Zahlungen für Krankenversicherung. Abzüge jeglicher Art, wie zum Beispiel 
Pflichtversicherungsbeiträge oder freiwillige Versicherungsbeiträge, sind nicht zu berücksichtigen. Vom 
Arbeitgeber gezahlte Erstattungen für Aufwendungen, die zur Arbeitsausübung getätigt wurden, fließen nicht 
in die Bruttovergütung ein. 

(3) Bei in der Bundesrepublik tätigen Grenzgängern im Sinne des Artikels 13 Absatz 5 Buchstabe a werden 
die gesamten Gehaltsbezüge aus den Bruttojahresvergütungen von Grenzgängern anhand der jährlichen 
Gehaltsaufstellungen ermittelt, die die Arbeitgeber am Ende eines jeden Kalenderjahres den deutschen 
Steuerbehörden übermitteln müssen. 

(4) Bei in Frankreich tätigen Grenzgängern im Sinne des Artikels 13 Absatz 5 Buchstabe a werden die 
gesamten Gehaltsbezüge aus den Bruttojahresvergütungen von Grenzgängern anhand der jährlichen 
Gehaltsaufstellungen ermittelt, die die Arbeitgeber am Ende eines jeden Kalenderjahres den französischen 
Steuerbehörden übermitteln müssen. 
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(5) Die nach den Absätzen 3 und 4 ermittelten Beträge sind spätestens am 30. April des Folgejahres von der 
jeweiligen zuständigen Steuerbehörde beider Staaten an die zuständige Steuerbehörde des anderen 
Staates zu übersenden. Beide Staaten zahlen die Entschädigung spätestens am 30. Juni desselben Jahres. 

(6) Die zuständigen Behörden ergreifen in gegenseitigem Einvernehmen die zur Anwendung dieses Artikels 
erforderlichen Verwaltungsmaßnahmen. Sie halten alle fünf Jahre ein Treffen ab, um zu überprüfen, ob der 
in Absatz 1 genannte Anteil nach wie vor eine Entschädigung von maximal 44 vom Hundert der Steuer auf 
die in Absatz 1 genannten gesamten Bruttojahresvergütungen der Grenzgänger ergibt. Ist dies nicht der Fall, 
wird der in Absatz 1 genannte Anteil entsprechend angepasst werden. 

 

[Zusatzabkommen 31.03.2015] Artikel 13b 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person als Künstler (wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- 
und Fernsehkünstler sowie Musiker), Sportler oder Model aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich 
ausgeübten Tätigkeit bezieht, können ungeachtet der Artikel 4, 12 und 13 im anderen Staat besteuert 
werden. Einkünfte eines in einem Vertragsstaat ansässigen und ehemals im anderen Vertragsstaat 
ansässigen Künstlers, Sportlers oder Models, die von einer im anderen Staat ansässigen Person für die 
Benutzung oder das Recht auf Benutzung seines Namens, seines Bildes oder sonstiger Persönlichkeits-
rechte gezahlt werden, können ungeachtet des Artikels 15 im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Fließen Einkünfte im Sinne des Absatzes 1 nicht dem Künstler, Sportler oder Model selbst, sondern einer 
anderen, auch außerhalb der Vertragsstaaten ansässigen Person zu, so können diese Einkünfte ungeachtet 
der Artikel 4, 12 und 13 in dem Vertragsstaat besteuert werden, aus dem die in Absatz 1 Satz 2 genannten 
Einkünfte bezogen werden oder in dem der Künstler, der Sportler oder das Model seine Tätigkeit ausübt.  

(3) Die Absätze 1 und 2 dieses Artikels gelten nicht für Einkünfte aus der von Künstlern oder Sportlern in 
einem Vertragsstaat ausgeübten Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat ganz oder überwiegend aus 
öffentlichen Kassen des anderen Vertragsstaats, eines seiner Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften 
unterstützt wird. In diesem Fall können die Einkünfte nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler ansässig ist. 

 

[Zusatzabkommen 31.03.2015] Artikel 13c 

(1) Der nach Artikel 13 Absatz 8 zur Besteuerung der Bezüge aus der gesetzlichen Sozialversicherung 
berechtigte Vertragsstaat schuldet dem Vertragsstaat, aus dem die Bezüge stammen, eine Entschädigung in 
Höhe der Steuer, die der Staat, aus dem die Bezüge stammen, nach seinen steuerlichen Vorschriften hätte 
erheben dürfen. 

(2) Der Differenzbetrag der gemäß Absatz 1 festgesetzten Entschädigungen wird am oder vor dem 30. Juni 
des Jahres, das auf das Jahr folgt, für das die Entschädigung festgesetzt wurde, von dem Vertragsstaat 
gezahlt, der dem anderen Vertragsstaat die höhere Entschädigung schuldet. Die Zahlungen sind erstmals 
für das Jahr fällig, in dem Artikel VI des Zusatzabkommens vom 31. März 2015 nach seinem Artikel XVIII 
Absatz 2 anzuwenden ist. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten ergreifen in gegenseitigem Einvernehmen die zur 
Anwendung dieses Artikels erforderlichen Verwaltungsmaßnahmen. 
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[Zusatzabkommen 31.03.2015] Artikel 14 

(1) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen sowie Ruhegehälter, die einer der Vertragsstaaten, ein Land, 
eine Gebietskörperschaft oder eine juristische Person des öffentlichen Rechts dieses Staates, dieses 
Landes oder dieser Gebietskörperschaft an in dem anderen Staat ansässige natürliche Personen für 
gegenwärtige oder frühere Dienstleistungen in der Verwaltung oder in den Streitkräften zahlt, können nur in 
dem erstgenannten Staat besteuert werden. Dies gilt jedoch nicht, wenn die Vergütungen an Personen 
gezahlt werden, die die Staatsangehörigkeit des anderen Staates besitzen, ohne zugleich Staatsangehörige 
des erstgenannten Staates zu sein; in diesem Fall können die Vergütungen nur von dem Staat besteuert 
werden, in dem diese Personen ansässig sind. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für Pensionen, Leibrenten und andere wiederkehrende oder einmalige Bezüge, 
die von einem der Vertragsstaaten, einem Land, einer Gebietskörperschaft oder einer juristischen Person 
des öffentlichen Rechts dieses Staates, dieses Landes oder dieser Gebietskörperschaft als Vergütung für 
einen Schaden gezahlt werden, der als Folge von Kriegshandlungen oder politischer Verfolgung entstanden 
ist. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für Zahlungen für Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer auf Gewinnerzie-
lung gerichteten gewerblichen Tätigkeit eines der beiden Vertragsstaaten, eines Landes, einer Gebiets-
körperschaft oder einer juristischen Person des öffentlichen Rechts dieses Staates, dieses Landes oder 
dieser Gebietskörperschaft stehen. Einrichtungen wie öffentliche Krankenhäuser, Kindergärten, Schulen und 
Universitäten üben keine auf Gewinnerzielung gerichtete gewerbliche Tätigkeit im Sinne des vorstehenden 
Satzes aus. 

 

[…] 

Artikel 20 

[Revisionsprotokoll vom 29.6.1969] (1) Bei Personen, die in der Bundesrepublik ansässig sind, wird die 
Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:  

a. [Zusatzabkommen 31.03.2015] Von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer werden 
vorbehaltlich der Buchstaben b, c und d die Einkünfte aus Frankreich sowie die in Frankreich 
gelegenen Vermögenswerte ausgenommen, die nach diesem Abkommen in Frankreich besteuert 
werden können. [Revisionsprotokoll vom 29.6.1969] Diese Bestimmung schränkt das Recht der 
Bundesrepublik nicht ein, die auf diese Weise ausgenommenen Einkünfte und Vermögensteile bei 
der Festsetzung ihres Steuersatzes zu berücksichtigen.  

b. [Zusatzabkommen vom 20.12.2001] Bei Dividenden ist Buchstabe a nur auf die Nettoeinkünfte 
anzuwenden, die den Dividenden entsprechen, die von einer in Frankreich ansässigen Kapitalgesell-
schaft an eine in der Bundesrepublik ansässige Kapitalgesellschaft gezahlt werden, der mindestens 
10 vom Hundert des Gesellschaftskapitals der erstgenannten Gesellschaft gehören. Diese Bestim-
mung gilt auch für Beteiligungen, deren Dividenden unter den vorstehenden Satz fallen würden.  

c. [Zusatzabkommen 31.03.2015] Die französische Steuer, die nach diesem Abkommen auf andere als 
die unter Buchstabe b fallenden Dividenden sowie auf die unter Artikel 7 Absatz 4, Artikel 11, Artikel 
13 Absatz 6 und Artikel 13 b fallenden Einkünfte, die aus Frankreich stammen, erhoben wird, wird 
unter Beachtung der Vorschriften des deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer 
Steuern auf die deutsche Steuer angerechnet, die auf diese Einkünfte entfällt.  

d. [Zusatzabkommen 31.03.2015] Ungeachtet der Bestimmungen des Buchstabens a und anderer 
Bestimmungen dieses Abkommens wird die Doppelbesteuerung durch Steueranrechnung nach 
Buchstabe c vermieden, wenn die Bundesrepublik gegenüber Frankreich auf diplomatischem Weg 
andere Einkünfte notifiziert, bei denen sie die Anrechnungsmethode nach Buchstabe c anzuwenden 
beabsichtigt. Der vorstehende Satz gilt nur für Einkünfte nach Artikel 4 und 12. Die 
Doppelbesteuerung wird für die notifizierten Einkünfte durch Steueranrechnung nach Buchstabe c 
vom ersten Tag des Kalenderjahres vermieden, das dem Kalenderjahr folgt, in dem die Notifikation 
übermittelt wurde. 
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[Zusatzabkommen vom 28.9.1989] Die in Artikel 9 Absatz (7) angeführten Einkünfte gelten für die 
Anwendung dieses Buchstabens nicht als Dividenden.  

(2) [Zusatzabkommen vom 28.9.1989] Bei Personen, die in Frankreich ansässig sind, wird die 
Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:  

a. [Zusatzabkommen 31.03.2015] Einkünfte, die aus der Bundesrepublik stammen und nach diesem 
Abkommen dort besteuert werden können, können auch in Frankreich besteuert werden, wenn sie 
von einer in Frankreich ansässigen Person erzielt werden und nach innerstaatlichem französischen 
Recht nicht von der Körperschaftsteuer befreit sind. [Zusatzabkommen vom 28.9.1989] Die deutsche 
Steuer ist für die Berechnung der in Frankreich steuerpflichtigen Einkünfte nicht abzugsfähig. Der 
Empfänger hat jedoch Anspruch auf einen Anrechnungsbetrag bei der französischen Steuer, in 
deren Bemessungsgrundlage diese Einkünfte enthalten sind. Dieser Steueranrechnungsbetrag 
entspricht  

[Zusatzabkommen 31.03.2015] aa) bei den unter Artikel 7 Absätze 1, 4 und 6, Artikel 9 Absätze 
2, 5, 9 und 10, Artikel 11 Absatz 2, Artikel 13 Absatz 6 und Artikel 13 b Absätze 1 und 2 
fallenden Einkünften dem Betrag der nach diesen Artikeln in der Bundesrepublik gezahlten 
Steuer. Er darf jedoch den Betrag der diesen Einkünften entsprechenden französischen Steuer 
nicht überschreiten. 

bb) bei allen anderen Einkünften dem Betrag der diesen Einkünften entsprechenden 
französischen Steuer, soweit die in Frankreich ansässige Person mit diesen Einkünften der 
deutschen Steuer unterliegt. Diese Bestimmung gilt insbesondere auch für die Einkünfte, die 
unter Artikel 3, Artikel 4 Absätze 1 und 3, Artikel 6 Absatz 1, Artikel 7 Absätze 2, 3 und 5, Artikel 
12 Absatz 1, Artikel 13 Absätze 1 und 2 sowie Artikel 14 fallen. 

b. [Zusatzabkommen 31.03.2015] Wird eine in Frankreich ansässige Gesellschaft dort nach 
französischem innerstaatlichem Recht anhand einer konsolidierten Bemessungsgrundlage 
besteuert, die insbesondere die Gewinne und Verluste der in der Bundesrepublik ansässigen 
Tochtergesellschaften oder der in der Bundesrepublik gelegenen Betriebstätten umfasst, so schließt 
dieses Abkommen die Anwendung des französischen innerstaatlichen Rechts nicht aus. In diesem 
Fall kann die deutsche Steuer nicht von solchen Einkünften abgezogen werden, die in Frankreich 
ansässige Person hat jedoch Anspruch auf einen Anrechnungsbetrag bei der französischen Steuer. 
Die Steueranrechnung entspricht der in der Bundesrepublik entrichteten Steuer. Dieser 
Steueranrechnungsbetrag darf jedoch den Betrag der auf diese Einkünfte entfallenden 
französischen Steuer nicht überschreiten. 

c. [Zusatzabkommen vom 28.9.1989] Das Vermögen, das nach Artikel 19 in der Bundesrepublik 
besteuert werden kann, kann auch in Frankreich besteuert werden. Die in der Bundesrepublik von 
diesem Vermögen erhobene Steuer verleiht den in Frankreich ansässigen Personen Anspruch auf 
eine Steueranrechnung in Höhe der in der Bundesrepublik erhobenen Steuer, wobei aber die 
Anrechnung den Betrag der auf dieses Vermögen entfallenden französischen Steuer nicht 
übersteigen darf. Angerechnet wird auf die Solidaritätsteuer vom Vermögen, in deren 
Bemessungsgrundlage das betreffende Vermögen enthalten ist.  

(3) [Zusatzabkommen vom 28.9.1989] Verwendet eine in der Bundesrepublik Deutschland ansässige 
Gesellschaft aus Frankreich stammende Einkünfte zur Dividendenausschüttung, so schließt Absatz 1 die 
Herstellung der Ausschüttungsbelastung für die Körperschaftsteuer nach den Vorschriften des Steuerrechts 
der Bundesrepublik Deutschland nicht aus.  

 

[…] 

 


